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der vorzugehen, und welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Antwort: 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass sich ein Vertreter des Unternehmens Vatten-

fall im Rahmen der in der Frage genannten Atomrechtstagung in einer Präsentation 

der von Vattenfall angestrengten verfassungs- und schiedsgerichtlichen Verfahren 

unter anderem zur Frage der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts aufgrund 

EU-Rechts bei Klagen von Investoren aus Mitgliedstaaten der EU gegen andere Mit-

gliedstaaten der EU geäußert hat. Über diese Frage wird das Schiedsgericht im lau-

fenden Schiedsgerichtsverfahren entscheiden. 

Frage Nr. 3 
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung mit Blick auf Artikel 3 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union oder anderer 
EU-Rechte, eine Beendigung oder Einstellung des Schiedsgerichtsverfahrens 
in Washington zu erreichen? 

Antwort: 
Über die Frage der Unzuständigkeit entscheidet das Schiedsgericht im laufenden 

Schiedsgerichtsverfahren. Die Europäische Kommission ist als so genannter amicus 

curiae am laufenden Schiedsgerichtsverfahren beteiligt. 

Frage Nr. 4 
Welche Gespräche hat es zwischen der Bundesregierung und der schwedi-
schen Regierung über das Verfahren vor dem Schiedsgericht in Washington 
gegeben (bitte Datum, Inhalte und Ergebnisse nennen)? 

Antwort: 
Am 15. Mai 2012 und am 30. April 2015 fanden zwischen der Bundesregierung und 

der schwedischen Regierung Gespräche zu dem o. g. Thema statt. Die Haltung der 

schwedischen Regierung, dass es sich bei der Klage um eine Angelegenheit Vatten-

falls handele und das deutsche Unternehmen E.ON von schwedischer Seite im Hin-

blick auf die Stilllegung des Kernkraftwerks Barsebäck Zahlungen erhalten habe, 

ergibt sich auch aus einer Stellungnahme des schwedischen Wirtschaftsministers, 

die laut Presseberichten im schwedischen Reichstag am 13. November 2014 abge-

geben wurde. Diese Argumentation findet sich auch in einer am 9. Dezember 2014 
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Die Bundesregierung hat die von der schwedischen Linkspartei im Herbst 2014 ge-

äußerte Kritik an der Klage Vattenfalls vor dem ICSID-Schiedsgericht zur Kenntnis 

genommen. 

Frage Nr. 5 
In welcher Weise hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die EU zu dem 
Schadensersatzverfahren in Washington mit welchen Inhalten und mit Bezug 
auf welche rechtlichen Hintergründe wem gegenüber geäußert, und welches 
Gremium hat dies jeweils getan? 

Frage Nr. 6 
In welchem Rahmen und zwischen welchen Stellen, Institutionen oder Gremien 
wird nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit mit Blick auf die Regelungen 
des EU-Rechts und dem laufenden Schiedsverfahren auf Basis des ECT über 
die Unzulässigkeit dieses Vorgehens von Vattenfall gesprochen, verhandelt 
oder beraten? 

Antwort: 

Fragen Nr. 5 und Nr. 6 werden gemeinsam beantwortet: 

Die Frage der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts wird im laufenden Schiedsge- 

richtsverfahren behandelt. 

Frage Nr. 7 
Besteht zwischen dem Stilllegungsantrag von Vattenfall für das AKW Krümmel 
und dem laufenden Schiedsgerichtsverfahren nach Einschätzung der Bundes-
regierung ein Zusammenhang (bitte begründen)? 

Antwort: 
Die Beantragung der für die Stilllegung erforderlichen Genehmigung nach dem 

Atomgesetz liegt allein in der Verantwortung des Betreibers. Über interne Erwä-

gungsgründe für den vom Betreiber gewählten Zeitpunkt liegen der Bundesregierung 

keine belastbaren Informationen vor. Fragen etwaiger Schadensminderungspflichten 

in laufenden Verfahren bleiben hiervon unberührt. 

Uit i ilichen Grüßen 
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